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Die institutionelle Fremdbetreuung von Kindern1 hat in den Diskussionen 
über Bildung lange Zeit eine, wenn überhaupt, marginalisierte Rolle einge-
nommen. Sichtbarer wurde dieser Bereich nach einer Reformwelle in den 
1970er Jahren erst seit der Jahrtausendwende. Es taucht gegenwärtig in unter-
schiedlicher Art und Weise sowohl in gesellschaftlichen, in politischen als 
auch in wissenschaftlichen Debatten auf, wie unter anderen Reyer und Fran-
ke-Meyer (vgl. 2010, S. 725) belegen, die von einer „zweiten Vorschulre-
form“ sprechen. Stamm (2010, S. 137f.) beschreibt die Forschungslandschaft 
im Bereich der Frühpädagogik als „fragmentiert“ und nach verschiedenen 
„Akteurgruppen“ ausgerichtet. „Lehrpersonen“ seien „an anwendungsorien-
tierter Forschung interessiert“, während für „Anbieter eher die Frage der in-
stitutionellen Qualität“ und für Eltern die „Auswirkungen des Vorschulbesu-
ches auf das kindliche Verhalten“ von Interesse seien. Doch neben der For-
schung, die an verschiedenen AkteurInnen orientiert ist, bedarf es auch einer 
historisch-kritische Auseinandersetzung mit der institutionellen Fremdbe-
treuung von Kindern – diese Lücke soll durch den diskursanalytischen Zu-
gang dieses Beitrags sichtbar gemacht und einige Bausteine zur Schließung 
sollen zusammengetragen werden. Auch wenn das Interesse der Wissenschaft 
an diesem Bereich zunimmt,2 so gibt es kaum historisch-kritische Projekte.3 

In diesem Beitrag wird der Versuch unternommen, die Formation und 
Transformation des politischen Diskurses der institutionellen Fremdbetreu-
ung von Kindern am Beispiel der Wiener Landes- und Gemeindepolitik zu 
rekonstruieren. Die Analyse wird auf zwei Diskursstränge fokussiert: Erstens, 

                                                                          
1  In diesem Beitrag werden unter „institutioneller Fremdbetreuung von Kindern“, sowie unter 

„Kindertagesheimwesen“ und „Kindertagesheimen“, in Anlehnung an die österreichische 
Gesetzeslage, alle Einrichtungen verstanden, die nicht unter das Jugendwohlfahrtsgesetz 
fallen und der Betreuung von Kindern vor Schuleintritt dienen - wie etwa Kindergärten, 
Kinderkrippen, alterserweiterte Einrichtungen.  

2  Siehe u.a. den Thementeil Frühpädagogik der Zeitschrift für Pädagogik (2/2010) oder das 
journal für lehrerInnenbildung (1/2010) zu Akademisierung in der Elementarpädagogik. 

3  Erwähnenswert ist das von der DFG geförderte Projekt von Adrian Schmidtke und Margret 
Kraul an der Universität Göttingen über „Bildungsdiskurse und Institutionenwandel: Kin-
dergarten und Vorschule in der Bundesrepublik Deutschland 1965–1976“. 
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welchen Bedeutungswandel erfährt der Begriff „Chancen“? Zweitens, auf 
welche Weise verschiebt sich die gesellschaftliche Funktion von Kinderbe-
treuungseinrichtungen? Besonderes Augenmerk wird dabei zum einen auf die 
Frage gelegt, wie sich veränderte ökonomische Rationalitäten in der diskurs-
analytischen Betrachtung der Verschiebung der Bedeutung von Begrifflich-
keiten herausarbeiten lassen, und zum anderen geht es um die Frage nach der 
Bedeutung, die der Strukturkategorie Geschlecht in der Formation und Trans-
formation des Diskurses zukommt. In einem ersten Schritt wird die theoreti-
sche und methodische Ausrichtung der Forschungsperspektive dargelegt und 
das Material beschrieben, im zweiten Abschnitt werden einige Ergebnisse der 
Analyse präsentiert. Es geht dabei nicht um eine rein semantische Analyse, 
sondern um eine „Analyse der formalen Bedingungen der Entstehung von 
Sinn“ (Foucault 2001, S. 771). Als Diskurs werden in diesem Beitrag „gere-
gelte und diskrete Serien von Ereignissen“ (Foucault 1974/2010, S. 38) be-
zeichnet. Diese Annahme ermöglicht es, „den Zufall, das Diskontinuierliche 
und die Materialität in die Wurzel des Denkens einzulassen [Hervorhebung 
im Original]“ (Foucault 1974/2010, S. 38).4 Die Diskursanalyse Foucaults 
und dessen Verständnis von Macht schaffen die Voraussetzung, um „a 
distinctive and penetrating analytical approach with which to undertake the 
task of critically reading education policy” (Doherty 2007, S. 193) zu skizzie-
ren.  

Der Datenkorpus der Untersuchung besteht aus Gesetzen, Gesetzesent-
würfen, Verordnungen, schriftlichen Protokollen und Anfragen des Wiener 
Landtages und Gemeinderates seit 1964,5 wobei dieses Material laufend 
durch relevante Dokumente wie etwa Bundesgesetze oder Nationalratsdebat-
ten erweitert wird. Charakteristisch für das Material sind die verschiedenen 
Textformate, die in die Analyse einbezogen werden.6 

                                                                          
4  Methodisch knüpft mein Forschungsansatz damit an die Diskursanalyse nach Foucault an – 

genauer an Archäologie und Genealogie, wie sie Foucault in Die Archäologie des Wissens 
(1981) und Die Ordnung des Diskurses (1974/2010) einführt – und an methodische Aus-
formulierungen dieses Ansatzes durch Kendall und Wickham (vgl. 2003), Carabine (vgl. 
2001) und Keller (vgl. 2007). Es wird von Kendall und Wickhams (2003, S. 31) Vorschlag 
Gebrauch gemacht, die beiden Verfahren nicht zu trennen, sondern als komplementär zu 
betrachten: „archaeology can be understood as Foucault’s method; geneaology is not so 
much a method as a way of putting archaeology to work, a way of linking it to our present 
concerns“. Die Kombination beider Verfahren soll letztlich neben einer „reinen Beschrei-
bung der diskursiven Ereignisse“ (Foucault 1981, S. 41) durch die Archäologie mit Hilfe 
der Genealogie eine Analyse vornehmen, die danach fragt „wie sich durch diese Zwangs-
systeme hindurch […] Diskursserien gebildet haben; welche spezifischen Normen und wel-
che Erscheinungs-, Wachstums- und Veränderungsbedingungen eine Rolle gespielt haben“ 
(Foucault 1974/2010, S. 39). 

5  1964 wurde das erste Gesetz auf Landesebene erlassen, das den Bereich der institutionellen 
Fremdbetreuung betrifft.  

6  Gesetzesentwürfe und Gesetzestexte werden etwa anders produziert als stenographische 
Protokolle von Landtags- und Gemeinderatsdebatten oder auch Erläuterungen und Kom-
mentare zu Gesetzestexten. Während die Gesetzestexte nicht nur juristischen Kriterien ge-
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Die gesetzlichen Regelungen, mit denen in diesem Forschungsprojekt 
gearbeitet wird, bewegen sich auf drei Ebenen: Bund, Land und Gemeinde. 
Mit der Übergabe des Kindergarten- und Hortwesens 1962 wird die Verant-
wortung vom Bund an die (Bundes-)Länder abgegeben, doch erst 1967 ge-
lingt eine umfassende gesetzliche Regelung des „Kindertagesheimwesens“ in 
Wien. Zehn Jahre später wird ein zusätzlicher Paragraf eingeführt, der die 
„Zusammenarbeit mit Erziehungsberechtigten“ klärt. Mit einer kleineren Än-
derung 2001 und besonders mit der völligen Neufassung des Gesetzes im 
Jahr 2003 beginnt eine Reformwelle, die bis zum Jahr 2010 – dem vorläufi-
gen Ende des Untersuchungszeitraumes – andauert7 und hier noch einmal ei-
ne einschneidende Veränderung erfährt: Mit dem „Wiener Frühfördergesetz“ 
2010, in dem der verpflichtende Besuch von Kinderbetreuungseinrichtungen 
für alle Kinder im letzten Jahr vor Schuleintritt festgelegt wird, entsteht eine 
Wendung von der gesetzlichen Regelung der institutionellen Fremdbetreuung 
zu einer gesetzlichen Verpflichtung zum Besuch einer solchen Einrichtung.  

Ökonomische Perspektive in der institutionellen 
Fremdbetreuung 

Wie sich in der Fachliteratur zeigt, sind ökonomische Argumentationsmuster 
im Bereich der institutionellen Fremdbetreuung von Kindern angekommen. 
Dies wird etwa bei Apolte und Funcke sichtbar, deren Anliegen es ist, eine 
„ökonomische Perspektive“ zum „Ausgangspunkt für die Betrachtung früh-
kindlicher Bildung und Betreuung“ zu machen (Apolte/Funcke 2008, S. 11) 
und die Fremdbetreuung von Kindern vor diesem Hintergrund aus drei Grün-
den als sensible oder kritische Periode qualifizieren: Erstens führe es zu „ho-
hen individuellen und volkswirtschaftlichen Verlusten“, wenn das Humanka-
pital der Eltern durch Kinderbetreuung brach liege; deshalb müsse die Zahl 
der zur Verfügung stehenden Kinderbetreuungsplätze schnell erhöht werden. 
Zweitens würde die „Einkommensposition“ bereits im frühen Kindesalter de-

                                                                                                                             
nügen müssen und deswegen auch durch eine spezifische Sprache gekennzeichnet sind, sol-
len mit diesen Dokumenten außerdem Regelungen für eine Praxis der Betreuung geschaffen 
werden. Erläuterungen zu Gesetzestexten brechen hingegen mit dieser juristischen Fach-
sprache und sind Begründung sowie Erklärung der Gesetze. Protokolle der Debatten unter-
scheiden sich von den anderen Textformaten, da sie nicht schriftlich hergestellt werden, 
sondern eine Verschriftlichung von Gesprochenem sind. Auch wenn das Gesprochene im 
Regelfall eine schriftliche Grundlage hat, so handelt es sich doch um mündliche Diskussio-
nen im Landtag oder Gemeinderat, die schriftlich festgehalten werden. 

7  Einen ähnlichen Verlauf des Diskurses konstatiert Grochla (vgl. 2008, S. 17) für Deutsch-
land: Den Beginn setzt die Autorin mit dem „Sputnik-Schock“ Mitte der 1960er Jahre an, 
ein Abflauen der Diskussion „Ende der 1970er Jahre“ und ein Wiederaufleben „Ende der 
1990er Jahre“.  
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terminiert; eine außerfamiliäre frühkindliche Bildung könne die „Chancen-
gleichheit“ verbessern. Und drittens scheinen Kinderwunsch und Beruf 
schwer vereinbar zu sein, was wiederum auf einen Ausbau der frühkindlichen 
Betreuung hindeuten würde (ebd., S. 5f.). Dabei sei die Intention, „die Be-
deutung dieses Bereiches für die Entwicklungsfähigkeit einer Gesellschaft 
und einer Volkswirtschaft aufzuzeigen“ (ebd., S.11). Andererseits gehe es um 
das „geeignete Instrumentarium“, das die Ökonomie biete „um aus der Psy-
chologie sowie der Pädagogik formulierte Anforderungen an das System 
möglichst effektiv und effizient umzusetzen“ (ebd.).  

Pfeiffer und Reuß (2008, S. 25) gehen davon aus, dass „Investitionen in 
institutionelle, frühkindliche Bildung […] nachweislich deutlich höhere Er-
träge als spätere Investitionen“ haben. Nachdem im deutschsprachigen Raum 
diese entscheidenden Jahre vor Schuleintritt in großen Teilen unbeeinflusst 
von pädagogischen Institutionen sind und sich somit auch deren Kontrollme-
chanismen zum Teil entziehen können, wird der gegenwärtige Ausbau der in-
stitutionellen Früherziehung mit der Rechtfertigung einer Herstellung von 
„Chancengleichheit“ forciert – dies wird am analysierten Datenmaterial ge-
zeigt werden. 

Welche Chancen? 

Bereits in der ersten Phase der Analyse des Datenkorpus lassen sich Diskurs-
stränge identifizieren. Einer davon ist um den Begriff der „Chancen“ organi-
siert. Durch das Kindertagesheim sollen Chancen von Kindern hergestellt 
oder verbessert werden. Eine erste Erwähnung findet der Terminus 1966 im 
Stenographischen Bericht zur 22. Sitzung des Landtages. Hier wird dem Kin-
dergarten eine Doppelfunktion zugeschrieben: zum einen eine Fürsorgefunk-
tion, die notwendig wird, weil Familien durch die Berufstätigkeit der Mütter 
belastet sind, und zum anderen ist die Rede von der „Chance, das richtige 
Milieu in der Gemeinschaft mit Gleichaltrigen zu finden“ (Protokoll 22. Sit-
zung 1966, S. 3). Die Verwendung des Begriffs lässt zwei Interpretations-
möglichkeiten zu: Einerseits könnte die Chance gemeint sein, die eine peer 
group und damit auch die Betreuung in einer peer group bietet; diese Argu-
mentationsweise findet sich in pädagogischen Debatten der 1970 Jahre auch 
unter dem Stichwort „Gleichaltrige als Erzieher“ (vgl. z.B. Naudascher 
1977). Andererseits könnte das „richtige Milieu“ auch auf eine statische Ge-
sellschaftsvorstellung verweisen, in der Kinder aus demselben Milieu in Kin-
dergruppen betreut werden, um Kontakt zu „Ihresgleichen“ zu bekommen. 
1977 taucht der Begriff von Chance abermals auf, jedoch in einer völlig an-
deren Bedeutung: Kinder, die aus einem finanziell schlechteren Milieu kom-
men, sollen durch den Besuch eines Kindertagesheims die gleichen Chancen 
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erhalten wie Kinder aus einem „finanziell besseren Milieu“ (Protokoll 32. 
Sitzung 1977, S. 3). Es geht also nicht mehr nur um Chancen, die die Betreu-
ung in einer Gruppe Gleichaltriger bietet, sondern um die Kompensation ei-
ner schlechteren Ausgangslage, die durch die Zugehörigkeit zu einem be-
stimmten Milieu bedingt ist. In der gleichen Sitzung wird der Terminus 
„Chancengleichheit“ erstmals eingeführt: Eine Förderung und ein Ausbau des 
Kindergartenwesens seien „sicherlich auch auf einen weiteren Schritt zur 
Chancengleichheit ausgerichtet“, wobei in der folgenden Passage lediglich 
darauf hingewiesen wird, dass für Familien, die nicht im Stande seien, das 
„Kleinkind im eigenen Kreis“ zu erziehen, das Kindertagesheim diese Auf-
gabe übernehmen müsse (Protokoll 32. Sitzung 1977, S. 4). Chancengleich-
heit meint hier die Herstellung gleicher Chancen für Kinder, deren Familien 
nicht in der Lage sind, eine adäquate Betreuung zu gewährleisten oder eine 
„begabende“ Situation zu schaffen. Dieser Nachteil soll durch ein Kinderta-
gesheim ausgeglichen werden. Die Verwendung des Terminus „Chancen-
gleichheit“ in den Protokollen der Landtagssitzungen schließt an pädagogi-
sche Diskussionen der 1970er Jahre an, in denen „Chancengleichheit“ eine 
zentrale Rolle spielt und vorwiegend unter einem kompensatorischen Aspekt 
abgehandelt wird.8 In der Neuformulierung des Gesetzestextes 2003 kommen 
die Begriffe „Chancen“ oder „Chancengleichheit“ nicht vor. Einzig im Pro-
tokoll zur Debatte 2002 wird erwähnt, dass die Rahmenbedingungen wie et-
wa die Gruppengröße einen Einfluss „auf die Entwicklungschancen und auf 
die Entwicklungsmöglichkeiten“ haben (Protokoll 11. Sitzung 2002, S. 59). 
Dies kann als Bruch im Diskursstrang interpretiert werden, da der Topos, der 
in den Jahren zuvor Teil der Argumentationen war, fast gänzlich verschwin-
det. Mit dem „Gesetz über die verpflichtende frühe Förderung in Kinderbe-
treuungseinrichtungen“ (2010), kurz „Wiener Frühfördergesetz“, zeigt sich, 
dass die Rede von „Chancen“ wieder auftaucht und nicht aus dem Diskurs 
verschwunden ist, sondern im Gegenteil eine zentrale Stellung einnimmt; die 
Bedeutung und Verwendung des Begriffes hat sich allerdings entscheidend 
verändert. Als „Zielsetzung“ des Wiener Frühfördergesetzes wird angeführt, 
dass mit der Einführung des verpflichtenden Kindergartenjahres die Absicht 
verbunden sei, „beste Bildungsmöglichkeiten und Startchancen in das weitere 
Bildungs- und spätere Berufsleben“ zu schaffen. Anders als 1977 ist nicht die 

                                                                          
8  Im Wörterbuch der Pädagogik (1977) findet sich unter dem Begriff „Chancengleichheit“: 

„Die Familienerziehung […] bedarf dabei entsprechend dem Sozialstaatprinzip der Ergän-
zung durch Maßnahmen kompensatorischer Vorschulerziehung [Hervorhebung im Origi-
nal]“ (Vath 1977, S. 163). Auch das Pädagogische Taschenlexikon (1978) betont den kom-
pensatorischen Aspekt von Chancengleichheit: „Auf Grund der Erkenntnis, daß außerhalb 
und vor der Schule wesentliche Bedingungen für erfolgreiche Bildungsprozesse liegen, 
setzt die praktische Verwirklichung der Chancengleichheit bei der Unterstützung der Sozia-
lisation und Erziehung in der Familie und in der Vorschulzeit ein. Die Bestrebungen und 
Programme zur kompensatorischen Erziehung […] sind weitgehend auf den Gedanken der 
Chancengleichheit zurückzuführen“ (Maier 1978, S. 60). 
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Rede von gleichen Chancen, sondern zentral sind „beste […] Startchancen“ 
für alle Kinder. Diese werden auf die Chancen im Bildungssystem, aber auch 
auf die Chancen im Beruf bezogen. Das Faktum, das ungünstige Chancen 
entstehen lässt, sei die „sozioökonomische Herkunft“, die durch ein ver-
pflichtendes Jahr in einer Kinderbetreuungseinrichtung kompensiert werden 
soll (Landesgesetzblatt 21/2010, S. 91). Im Vorblatt des Wiener Frühförder-
gesetzes wird bemerkt, dass die „Auswirkungen auf die Beschäftigung und 
den Wirtschaftsstandort Wien“ durchwegs positiv seien. Zum einen werden 
neue Arbeitsplätze für Fachpersonal geschaffen, zum anderen wird erwartet, 
dass sich durch „das frühere Einsetzen von Bildungsmaßnahmen […] bessere 
Ausbildungschancen“ ergeben, die sich wiederum „positiv auf den Wirt-
schaftsstandort“ auswirken würden (Vorblatt zum Landesgesetzblatt 21/2010, 
o.S.). Während die „Startchancen“ im Gesetzestext noch auf das Bildungs- 
und Berufsleben bezogen waren, geht es nun lediglich um die Chancen bei 
der Ausbildung, die durch den Besuch einer Kinderbetreuungseinrichtung 
verbessert werden sollen. Eine Verknüpfung von Kompensation – der päda-
gogischen Argumentationslinie – mit ökonomischen Auswirkungen tritt hier 
zum ersten Mal deutlich hervor. Auch im Protokoll zur Diskussion des Ge-
setzes spielt das Thema Chancen eine Rolle: Das Wiener Frühfördergesetz 
wird als „positiver Schritt“ gesehen, besonders weil die „Startchancen ins ös-
terreichische Bildungssystem leider nicht gleich verteilt sind“ (Protokoll 29. 
Sitzung 2010, S. 29). Von einer Maßnahme zum verpflichtenden einjährigen 
Besuch des Kindergartens wird also erwartet, gleiche Startchancen für alle 
Kinder herzustellen. Der Argumentationsstrang der „verbesserten Chancen“ 
findet sich, wie gezeigt wurde, in unterschiedlichen Ausformungen im Dis-
kurs wieder: Geht es zu Beginn um die Chance, in einer Gruppe Gleichaltri-
ger betreut zu werden, wandelt sich die Bedeutung hin zu Chancengleichheit, 
um schließlich als „beste Startchancen“ an prominenter Stelle im Gesetzes-
text aufzutauchen.9 

Eine Verknüpfung mit Ökonomie und Geschlecht taucht im zeitlichen 
Verlauf des Diskurses in unterschiedlichen Facetten auf. Während die Argu-
mentation in den 1960er und 1970er Jahren auf die Kompensation einer 
(ökonomisch) schlechteren Ausgangslage – als Milieu beschrieben – bzw. der 
damit einhergehenden Berufstätigkeit von Müttern gerichtet ist, wird mit der 
gesetzlichen Änderung 2010 ein völlig neues Bild sichtbar: Die „Startchan-
cen“ dienen dezidiert dem späteren Berufsleben, ungleiche Chancen ergeben 
sich aus der „sozioökonomischen Herkunft“ und die Auswirkungen der Ein-
führung des Gesetzes werden auf den „Wirtschaftsstandort Wien“ bezogen. 
Das Ökonomische im Sinne einer Unterstützung einzelner Familien wandelt 
sich zu volkswirtschaftlicher Ökonomie, die durch Fremdbetreuung von Kin-
dern gestärkt wird. Außerdem wird sichtbar, dass der Effekt des Gesetzes 

                                                                          
9  Für eine kritische Analyse des Begriffs der Chancengleichheit siehe Sattler (2006). 
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1966 noch ausschließlich mit der Ermöglichung der Berufstätigkeit von Müt-
tern gekoppelt ist: „der immer stärker werdende Einbau der Frauenarbeit in 
die Volkswirtschaft ruft einen ebenso immer stärker werdenden Bedarf an 
Plätzen in Kindertagesheimen hervor“ (Erläuternde Bemerkungen 1966, S. 
17). 2010 sind „bessere Ausbildungschancen“ für Kinder zentral geworden. 
Die Adressat_innen des Gesetzes sind demnach nicht mehr Frauen, sondern 
Kinder, die nun bereits vor Schuleintritt für ihre Berufs- und Bildungsbiogra-
fie verantwortlich sind. Dieser Wendung liegt die Annahme zu Grunde, dass 
in das Humankapital von Kindern schon so früh wie möglich investiert wer-
den soll und nicht erst, „wenn ich groß bin“, wie eingangs angedeutet wur-
de.10 Diese Überlegungen und der Schritt, den Besuch einer Kinderbe-
treuungseinrichtung vorzuschreiben um gleiche „Startchancen“ herzustellen, 
schließen an Diskussionen um ability an, wie sie in der Humankapitaltheorie 
geführt werden. Becker (1964/1975, S. 84) stellt folgende Hypothese auf: „if 
two persons have the same investment in human capital, the one who earns 
more is demonstrating greater economic talent“. Allerdings erfährt diese An-
nahme eine Einschränkung: „a compromise might be reached through defin-
ing ability by earnings only when several variables have been held constant” 
(ebd. S. 84). Das „economic talent” oder die „ability” von Personen ist dem-
nach nur vergleichbar, wenn die Differenzen einiger Variablen, unter ande-
rem Erziehung und Schulbildung, so gering wie möglich gehalten werden. 
Der Ansatz, den Besuch einer Institution verpflichtend zu machen, kann als 
Versuch gedeutet werden, gleiche Chancen zu gewährleisten, um Vergleich-
barkeit herzustellen und diese zu legitimieren – wenn alle die gleichen Chan-
cen hätten, könnten Unterschiede, wie Becker in seiner Argumentation zeigt, 
auf das Talent oder das Potential zurückgeführt werden und Faktoren wie das 
Geschlecht, das Herkunftsmilieu oder die Muttersprache müssten nicht mehr 
berücksichtigt werden. 

Von Betreuung zu Bildung? 

Ein weiterer Bereich, der über den untersuchten Zeitraum hinweg starken 
Veränderungen unterliegt, ist die primäre Funktion bzw. Aufgabe des Kin-
dertagesheimwesens. Im Gesetzesentwurfes von 1966 wird Kindertageshei-
men die Aufgabe zugewiesen, „Kindern während eines Teiles des Tages 
Pflege, Aufsicht und Beschäftigung zu gewähren […] und so die Familiener-
ziehung zu unterstützen“ (Gesetzesentwurf 1966, §2). Auch im Protokoll zur 
Debatte über das Gesetz wird die unterstützende Erziehungsfunktion der In-

                                                                          
10  Der Slogan „Wenn ich groß bin werde ich Humankapital“ wurde im Zuge der internationa-

len Studierendenproteste im Dezember 2009 mehrmals verwendet. 
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stitutionen stark gemacht: „die Erziehung hat einzig und alleine die Mutter zu 
besorgen, die Kindergärten sind nur eine Hilfe, eine Unterstützung und Ent-
lastung“ (Protokoll 22. Sitzung 1966, S. 8). Die Begriffe, die in dieser Zeit 
den Diskurs prägen und gesetzlichen Niederschlag finden sind „Pflege“, 
„Aufsicht“, „Beschäftigung“, „Erziehung“, „Unterstützung“ und „Hilfe“.11 
Allerdings tauchen auch andere Funktionen auf: Im Protokoll von 1966 wird 
erwähnt, dass Kindertagesheime „nicht nur die Aufgabe von Kinderbewahr-
anstalten“12 haben sollten, „sondern sie erfüllen vor allem bei den Drei- bis 
Sechsjährigen auch eine wichtige pädagogische Funktion im Hinblick auf 
den bevorstehenden Schulbesuch“ (Protokoll 22. Sitzung 1966, S. 5). Hier 
wird, in Abgrenzung zu reinen Kinderbewahranstalten, zum ersten Mal von 
einer explizit pädagogischen Funktion von Kindertagesheimen gesprochen. 
Eine erste Erwähnung des Bildungsbegriffes in Bezug auf Kindertagesheime 
taucht in der Debatte zum Gesetz von 1977 auf: Der Kindergarten wird als 
„Bildungsinstitution“ bezeichnet, „die ihren festen Platz im gesamten Bil-
dungswesen unseres Landes hat“ (Protokoll 32. Sitzung 1977, S. 4). Damit 
wird der Kindergarten13 in die Reihe der Bildungsinstitutionen eingegliedert. 
Daraus kann geschlossen werden, dass im politischen Diskurs der 1970er 
Jahre die Aufgabe des Kindergartens zwar noch eindeutig mit Betreuung 
festgelegt ist, der Bildungsbegriff jedoch an Bedeutung gewinnt. Bei der 
nächsten großen gesetzlichen Veränderung, der Neuformulierung, des Wiener 
Kindertagesheimgesetzes 2003, ist der Wechsel sehr deutlich: die „Aufgaben 
der Kindertagesheime“ werden nun als „Ergänzung zur Familie“ und als „Be-
treuung, Erziehung und Bildung“ definiert und das Kindertagesheim wird als 
Bildungsort mit einem „Bildungskonzept“ verstanden (Landesgesetzblatt 
17/2003, §1 und §3). Der Bildungsbegriff hat also zwischen 1977 und 2003 
seinen Weg in das Kindertagesheimgesetz und dort eine Verankerung in der 
gesetzlich festgelegten Funktion der Institutionen gefunden. Im gegenwärtig 
gültigen Gesetzestext, dem Wiener Frühfördergesetz, tritt Bildung noch deut-
licher in den Vordergrund und wird bereits im Eingangssatz erwähnt. Es gehe 
um „beste Bildungsmöglichkeiten und Startchancen in das weitere Bildungs- 
und Berufsleben“ (Landesgesetzblatt 21/2010, S. 91). Kinderbetreuungsein-

                                                                          
11  Ein Hinweis darauf, dass institutionelle Fremdbetreuungseinrichtungen in den 1960er Jah-

ren nicht als Bildungsinstitutionen gesehen wurden, liefert das Pädagogisches Taschenlexi-
kon (o.J. ca. 1969), das unter Bildungswesen folgendes versteht: „Sammelbezeichnung für 
die öffentlichen Schulen und Bildungseinrichtungen […] umfaßt das allgemeinbildende 
Schulwesen, das berufsbildende Schulwesen, die Einrichtungen der freien und gebundenen 
Erwachsenenbildung“ (Schorb o.J., S. 46). 

12  Unter Kinderbewahranstalten werden die ersten Formen von institutioneller Fremdbetreu-
ung im 19. Jahrhundert verstanden, die im Zuge der Industrialisierung gegründet wurden 
(vgl. Reyer 2006, S. 269f.). 

13  Ob hier das Kindertagesheimwesen oder speziell der Kindergarten gemeint ist, kann nur 
vermutet werden. Es spricht jedoch einiges dafür, dass ausschließlich der Kindergarten als 
Bildungseinrichtung gemeint ist und nicht alle Institutionen des Kindertagesheimwesens. 
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richtungen werden demnach als erste institutionelle Station im „Bildungsle-
ben“ verstanden, die „Bildungsmöglichkeiten“ gewähren kann. Im wörtlichen 
Protokoll der Debatte zum Wiener Frühfördergesetz wird die Bedeutung des 
Kindergartens hervorgehoben: „Der Kindergarten ist eine sehr wichtige vor-
schulische Bildungseinrichtung. Er wurde bisher viel zu sehr unterschätzt“ 
(Protokoll 29. Sitzung 2010, S. 26). Damit findet einerseits eine klare Positi-
onierung des Kindergartens als wichtige Stätte von Bildung statt, andererseits 
wird dieser in eine historische Linie eingegliedert, in der diesem bis jetzt we-
nig Aufmerksamkeit geschenkt wurde. Ein weiterer Ankerpunkt für eine 
Veränderung der gesellschaftlichen Funktion des Kindergartens findet sich 
im so genannten „Bildungsplan der Magistratsabteilung 10 der Stadt Wien“, 
der seit 2006 gültig ist. Bereits die Bezeichnung „Bildungsplan“ verdeutlicht, 
dass in dieser Institution Bildung in einer strukturierten Art und Weise statt-
findet. Im Vorwort (Magistratsabteilung 10 2006, S. 4) wird gleich zu Beginn 
darauf verwiesen, dass die Zeit vor Schuleintritt eine Phase des Lebens dar-
stellt, in der Lernen möglich sei. Diese Zeit soll auch auf institutioneller Ebe-
ne genutzt werden, und zwar durch eine „verbindliche Beschreibung“ des 
„Bildungsauftrages“. Es scheint allerdings fast so, als wäre der Übergang zur 
Bildungsinstitution noch nicht vollzogen, denn der Kindergarten müsse „als 
erste Bildungsstätte etabliert werden“. Noch deutlicher wird dies im folgen-
den Beispiel (Magistratsabteilung 10 2006, S. 9): „Bildung im Kindergarten – 
was war bisher?“. Aufgrund dieses Titels hätte erwartet werden können, dass 
Bildung im Kindergarten etwas Neues sei. Dass dem so aber nicht ist, wird 
im folgenden Absatz erklärt: „Bildung im Kindergarten war immer ein gro-
ßes Anliegen für alle Pädagoginnen und Pädagogen“, allerdings wurde dieses 
„Anliegen“ bisher nicht nach außen transportiert.  

Der Funktion der Betreuung, die Tagesheimen in den 1960er Jahren zu-
geschrieben wurde, ist durch deren Verankerung in der Fürsorge und Sozial-
pädagogik, wie sie etwa Wustmann (vgl. 2009) oder Reyer und Franke-
Meyer (vgl. 2010) beschreiben, erklärbar. Die Betonung des Bildungsbe-
griffs, die mit der Reformwelle um 2000 aufkommt, könnte demnach auf eine 
Annäherung an Schule hinweisen. Dies zeigt sich auch durch die Zuordnung 
zeitlicher Logiken der Schule wie dem „Unterrichtsjahr“ (Landesgesetzblatt 
21/2010, S. 91) oder dem „Bildungsplan“ (Magistratsabteilung 10, 2006), der 
Assoziationen zum „Lehrplan“ von Schulen nahelegt. Eine Verknüpfung mit 
schulischen Logiken kann auch im Sinne der Humankapitaltheorie interpre-
tiert werden. Wenn eine Schule als „institution specializing in the production 
of training“ definiert wird, wie Becker (1964/1975, S. 37) vorschlägt, dann 
könnten auch Institutionen des Kindertagesheimwesens durchaus in diese Ka-
tegorie fallen, wenn ihre gesellschaftliche Funktion ein Bildungsauftrag ist. 
Diese Verbindung von Bildung und Betreuung verändert aber nicht nur die 
gesellschaftliche Funktion von Kinderbetreuungseinrichtungen, sondern auch 
die Bedeutung von institutioneller Bildung. Die traditionelle Trennung zwi-
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schen Bildung und Erziehung wird dadurch aufgehoben und hat einen Wan-
del von Institutionen zur Folge. Dies zeigt sich nicht nur am Beispiel vor-
schulischer Institutionen, sondern auch in Diskussionen über die Ganztags-
schule und deren Aufgaben. 

Ein derartiger Blick auf diese semantische Veränderung macht mehrere 
Konsequenzen sichtbar: Erstens wird die Attraktivität von Kindertageshei-
men gesteigert, wenn diese eine Form der Bildungsinvestition darstellen. 
Zweitens werden dadurch die Idee des „Unternehmers seiner selbst“ und die 
Logik des „Homo oeconomicus“, wie sie Foucault beschreibt, auf den Le-
bensabschnitt vor Schuleintritt ausgedehnt – das Kind kann im Rahmen der 
institutionellen Fremdbetreuung durch Bildung Kompetenzen erwerben, sein 
Humankapital vergrößern und gilt somit als „aktives Wirtschaftssubjekt“ 
(vgl. Foucault 2006, S. 311ff.). Drittens ergibt sich aus den eben beschriebe-
nen Konsequenzen ein volkswirtschaftlicher Gewinn; in den Worten von 
Apolte und Funcke (2008, S. 12): „Da die Entwicklungsfähigkeit einer Ge-
sellschaft entscheidend vom Faktor Bildung abhängt, ist es von großer Be-
deutung, das Potenzial aller Kinder in der frühkindlichen Phase zu erschlie-
ßen.“ 
Es wird deutlich, dass der Bildungsauftrag, den das Kindertagesheimwesen 
mit dem Gesetz 2003 übernommen hat, nicht primär eine Bezugnahme auf 
theoretische Konzepte zu „Bildung“ markiert. Vielmehr geht es um die Ver-
meidung von Verlusten durch elterliche Betreuungszeiten. Nachdem diese 
Betreuung noch immer in großen Teilen Aufgabe der Mütter ist,14 handelt es 
sich um eine Nutzbarmachung von Humankapital von Frauen, gesprochen 
wird aber seit 2000 von der Vereinbarkeit von Beruf und Familie – hier zeigt 
sich, dass das Geschlecht neutralisiert wird, selbst wenn es eigentlich eine 
entscheidende Rolle spielt. Betreuungsarbeit wird in der Regel noch immer 
von Frauen übernommen, im Diskurs ab 2000 bleibt dies völlig unerwähnt. 
Dadurch wird eine scheinbare Gleichstellung von Frauen und Männern in 
Bezug auf Betreuungsarbeit und Vereinbarkeit hergestellt. In den 1960er und 
1970er Jahren wird in den Dokumenten deutlich, dass Kinder idealerweise 
durch ihre Mütter zu Hause betreut werden und nur Kinder, deren Mütter ge-
zwungen sind zu arbeiten, fremdbetreut werden. Dieses Mutterideal ist einer 
scheinbar neutralen Formulierung von Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
gewichen, die sich durch Statistiken allerdings als nicht haltbar herausstellt. 
Die Bedeutung von Geschlecht im Diskurs der Fremdbetreuung von Kindern 
zeigt sich demnach gerade in der fehlenden Thematisierung der Kategorie. 

Angesichts des wachsenden (bildungs-)politischen Interesses an instituti-
oneller Fremdbetreuung von Kindern ist es wichtig, dieses Feld diskursanaly-
tisch zu betrachten, um einen kritischen Blick auf die Entstehung des Diskur-
ses, seine Formen, Veränderungen und praktischen Auswirkungen zu ermög-
                                                                          
14  Laut Angaben des österreichischen Bundesministeriums für Wirtschaft, Familie und Jugend 

vom September 2010 sind 95 % der Personen, die Kindergeld beziehen, weiblich. 
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lichen. Dabei zeigt sich, dass zentrale Diskursstränge wie der Begriff der 
Chancen und die Verschiebung von Betreuung hin zu Bildung einschneiden-
de Veränderungen erfahren haben. Teil dieses Wandels ist das Eindringen 
ökonomischer Rationalitäten in den Diskurs und somit gewinnt der volks-
wirtschaftliche Mehrwert, der durch die Bildung von Kindern und durch In-
vestitionen in Humankapital erwirtschaftet wird, an Bedeutung. Die ohnehin 
provokative Losung: „Wenn ich groß bin werde ich Humankapital“, stellt 
sich daher schon nach der ersten Analyse als nicht weitreichend genug heraus 
– es müsste eigentlich heißen: „Ich bin zwar noch nicht groß, aber schon 
Humankapital“. 
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